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. Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXX 1981, mit 
dem die Bestimmungen des Strafgesetzbuches 
zur Bekämpfung von Mißwirtschaft und 
Korruption geändert und ergänzt werden 

(Zweites Antikorruptionsgesetz) 

Der Nationalr,at hat beschlossen: 

ARTIKEL. I 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch, BGB!. Nr. 60/1974, wird 
ergä'ruzt und geändert wie fol'gt: 

1. Im I§ 159 tr,eten an die StelJe des hisherigen 
Aibs. 2 :folgende Bestimmungen: 

,,(2) Ebenso ist rzm hestrafen, wer 'als Schuld-. 
ner mehrerer Gläuhiger vorsätzlich oder aus 
schwerem Verschulden fahrlässig, insbesondere 
durch die in Aibs. 1 Z. 1 Ibezeichneten Hand­
lungen, seine ZaihJungsfähigkeit dera,rt beeinträch­
tigt, daß ZahlUJlgrunfäihigkeit lediglich dank be­
sonderer Zuwendung,en nicht eintritt, ,die von 
einer oder mehreren Geb:ietskörpersehaften er-

. bracht oder veranlaßt werden oder die auf Grund 
von Zusagen einer . oder. mehrerer Gebietskör­
persch,a;{ten von alnderer Seite geleistet werden. 

(3) Hat ,der Täter auch seine GeschäfttsD4cher 
verfäLscht, beiseite geschafft .oder vemichtet oder 
hat er durch die Tat einen 50 Millionen S über­
steigenden Schaden herbeigeführt, so ist der Tä­
ter mit Freiheitsstrafe bis zu drei J.athren zu be­
stufen. Ebenso 1st der Täter zu bestrafen, wenn 
er im Fall des Abs. 2 seine Za,hlungsfähigkeit 
derart beei:nträchtligt hat, daß er dadurch ohne 
die besonderen Zuwendungen einen Schaden von 
mehr als'50 Millionen S herbeigeführt hätte." 

2. § 164 wir·d geändert wie folgt: 

a) Nach Abs. 1 wird foJ,gender Absatz einge­
fügt: 

,,(2) F.lbenso w,ird bestraft, 
l.wer ,eine der im Albs. 1 Z. 1 und 2 mit 

Strafe bedrohten Handlun.gen in bezug auf 
ein Gut begeht, das ein anderer durch ein 
VeI1brechen, das sich nich,t als eine mit Strafe 

. bedrohte 'HandLung gegen· fremdes Vermö­
gen daI1stellt, oqer durch eill1e in den §§ 302 a 
bis. 311 mit Swafe bedrohTe Handlung er­
langt ha,t, oder 

2. wer mit dem Vorsa:.tz, sich oder einen Drit­
. ten unrechtlmäßig zu bereichern, eine der im 
. Albs. 1 Z. 1 oder 2 mit StraJfe bedrohten 
HandlUi11gen wissentlich in !bezug auf ein 
Gut begeht, das ein anderer für die Bege­
hung . eines Verbrechens oder einer in den 
§§ 302 abis 311 mit Strafe bedrohten Hand­
lung empfangen hat." 

b) Die bisherigen .Nbs. 2 und 3 erhalten die 
Bezeichnungen ,,(3)" u~d ,,(4)". 

c) Der Bestimmung wird roJ:g,ender Absatz 
angefügt: 

,,(5) Die Stufe für die nach Ahs. 2 oder nach 
Albs. 2 in Vie1"bindung mit Aibs. 3 oder 4 mit 
Stratf·elbredrdhte Tat darf nach Art und Maß nicht 
strenger sein, als sie das Gesetz für· die Tat des­
jenigen androht, der .das Gut durch ,eine mit 
Strafe bedrohte HandLung oder für eine solche 
Handlung erlangt hat." 

3. Nach § 302 wird foLgende Bestimmung ein­
gefiügt: 

"Vergabemißbrauch 

§ 302 a. Ein Beaunter, der wissentlich die für 
die Vergabe öffentlicher Aufträge geltenden (ge­
setzlichen) Vorsm6ften verletzt und dadurch 
Vlorsätz'lich bewirkt, daß die Zwecke dieser Vor­
schr~ften vereitelt oder hee~nträchtigt wer,den 
können, ist, werun die Tat nicht nach einer ,an­
deren Bestimmung mit strengerer Stratfe hedroht 
ist, mit Freiheitsstraife bis zu (/jwei Jahren zu be­
straJfen. " I 

4. Im § 305 treten an die SteLle der Albs. 2 
bils 4 f.oLg.ende Bestimmungen: 

;,(2) E~olgt ,die Vornathme oder Unterlassung 
der Rt<chtshandlun:g pflichtgemäß, :So ist der Tä­
ter nach Ahs. 1 nicht zu bestrafen, wenn er ent­
weder ledi,gl~ch einen gering,fügigen Vermögens­
VOI1teiJ fordert, annimmt oder ,sich versprechen 
läßt !Und nicht gew,erbsmäßi,g handelt oder wenn 
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2 724 der BeilaJgen 

das Fordern, Annehmen oder Sich:versprechenlas­
sen .der übung des redlichen Geschäftsverkehrs 
entspricht. 

(3) Als Unternehmen im Sinn des Albs. 1 gilt 
jedes Unternehmen, ,das eine oder Iffilehrere Ge­
bietlskörperschaften !selbst betrei'ben oder an dem 
eine oder mehrere Gebietskörperschaften un­
mittelbar oder mitteLbar mit mindestens 50 v. H. 
des Stamm-, Gnund- oder Eigenkapitals beteiligt 
sind oder dessen Gebarung sonst ,der überprü­
fung durch den Rechnungshof unterliegt." 

5. § 307 wird wie folgt geändert: 

a)Die überschriJt hat zu lauten: 
"Geschenke an Beamte und leitende Angestellte" 

h)' Der b.ishedge In;halt enhält die Ahsatrzbe­
zeichnUlIlg ,,(1)"; ihm wil'd folgende Bestimmung 
ang,efügt: 

;,(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten 
oder mit Geld~trafe bis zu 360 Tagessätzen ist 
zu bestraif'en, wer eiiIlem Beamten oder ,einem 
leitenden Angestellten eiiIles Unternehme~s (§ 305 
Albs. 3) für die pflichtgemäße V;ornahme oder 

Unter:lassung eines Amtsgeschäftes oder einer 
Rechtsha1l!dLung fürfhn oder einen Dritten einen 
nicht bLoß gering:fügigen Vermögensvorteil an­
bi,etet, vel1spricht oder gewährt, es sei denn, daß 
ihm daraus, daß er diesen Vermögens'vorteil an­
gelboten, ver;sprochen oder gew:vhrt hat, nach den 
Umständen kein Vorwurf gemacht werden kann." , 

6. Im § 309 hat der z,weite Satz zu lauten: 

"Ihnen stlehen Gesch,ä,ftsführer, Mitglieder des 
Vorstands ,oder Aufsichtsrats und Prok!ur1sten so­
wie Personen gleich, die in ihrer Eigenschaft als 
Mitarbeiter der Vorgenannten die Geschä,ftsfüh­
rung durch die El1ste11ung von Unterlagen, Vor­
schlä,g,en oder auf gleichwertige Weise maßgeb­
lich beeinflussen." 

ARTIKELII 

Inkrafttreten und Vollziehung 

(1) DielS'es Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 
1982 in Kl1aft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Justiz betraut. 
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724 der Beilagen 3 

Vorblatt 

A. Problemlage und Ziele der Gesetzesinitiative: 

1m Zusammenhang mit verschieden,enaufsehenerregenden FäUlen von Mißwirtschaft und Beste­
chung hat sich geze~gt, ,daß die 'Bestimmungen des StrafgesetZibuch,es gegen JiahrlässigJe Krida, HeMerei 
sowie Gesche!1lkannahme und Geschenke Ibei Beamten und leitenden Angestellten eines Unternehmens 
zur vermehrten 'und besgeren strafrechtlichen Erfassung e~ner Erweiterung und ,derErgän~'ungdurch 
eine Stnfbestimmung &egen Vergalbemißbrauch bedürfen. 

B. Grundzüge der Problemlösung: 

Der Enrtwud sch:l~gt vor, dem unter A ,aufgezeigtien Bedürfnis entsprechende Änderungen und 
ErgälllZungen des Stralfgesetzlbuches 'v;orzunehmen. 

c. Alternativen: 

Keine. 

D. Kosten: 

Der mit 'der Val,lziehung des GesetiZes ve~brundene elihöhte Aufwand wil'd voraussichtlich im Rah­
men ,der aus ,anderen Gründen el'fordel1lichen' ltaufenden Anpassun,g ,des JustiZIbudgets geine Deckung 
finden. . 
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4- 724-der Beilagen 

Erläuterungen 

Allgemeines 

Der vorliegende Gesetzentwurf soll den straf­
rechtlichen Beitrag ZiUr iBekämpfung der Korrup-
1Jion verstärken. Er ,geht übermegend auf Anre­
J?lungen der Kommilssion zur Erstattung V'on Vor­
schlägen mür den verstärkten Schutz vor Miß­
bräuchen bei der Vergalbe und Durchführ,ung 
öffentlicher Aufträlge ZiUrück; er stellt alber a'uch 
ehne Verwirklichung ,der Entschließung des Na­
tionsratesvom 21. August 1980 dar, insoweit 
in der Entschließ'ung die Bundesrer;ierung ersucht 
wird, eine ReJ?lierun;gsvorilage "für ein v,erschärf­
tes Anükorrupcionsgesetz" auszuarbeiten, das ,den 
Bereich. str:l)fbarer Untreue erweitert un,d auch 
so,nst in dem in 'Riede stehenden Bereich stra,fwür­
diges Vierhalten, da's derzeit noch nicht vlOn Stra.f­
bestimtnlUngen erfaßt ist, unter Strafe stellt. In 
diesem Zusammenhang ist a,uchauf ,das 
10-:Punikte-,Programm des Bundeskanzlers vom 
Sommer 1980 zu verwteisen. 

Die Bezeichnung ,des Gesetzes nimmt a,ufdas 
Bundesgesetz vom 29. ApriI11964-, BGBl. Nr. 116, 
das (ersue) AntikorruptioIliSgesetlZ, Bezug, das in 
das neue StlGBeingebaut worden ist. Sie so1:1 die 
Fortsetzung der Bemühungen, die IWrruption zu 
bekämpfen, andeuten. 

Die ,immer lmmplizierter werdende Struktur 
des Wirtsch:l)ksJ?lefüges, insbesondeI1e die vieLfälti­
gen Verflechtungen 'der W<irtschaft hti:ngen ,es mit 
sich, ,daß dieser Lehensbereich zu einem Nähr­
boden deliktischer Veclultensweisen werden kann. 
Im besonderen wird ,diese Entwicklung durchdi,e 
immer enger werdende Verquickung V'on staat­
Iicher Verwaltung und PrivatlWirtschaft begün­
stigt. 

Es handelt sich bei der Wirtschaftskriminalität 
um eine Erscheinungsform 'der Kr1minalität, die 
vielfach ,schwer iri ,den Griff zu bekommen ist, da 
sich der Täter meist durch überdurchschnittliche 
Intelligenz auszeichnet und im sm.ialen und poli­
cischen Leben - sei es etwa als beamteter Funk­
tionär oder als leitender Al1ig1estellter eines im 
Blickpunkt der öffentlichkeit 'stehenden Wirt­
schaftsunternehmens - vielfach ,eine anerkannte 
:&01Ieeinn1mmt, die ihm überdies rzu einem ge­
wissen V,ertrauensvorschuß verhilft. VieLfach zeigt 
sich auch, daß der Täter eines Wirtschaftsdelikts 

zunächst durchaus im Rahmen ,des Legalen agiert, 
bi,s ,erschiließlich den. Verlockungen, . die die mit 
seiner FlUnkt~on verlm,'1dene Machtagglomeraüon 
mit sich hringt, nicht mehr stand:hällt und sich 
mehr und mehr ,zu sozialschädlichen und 'schließ­
lich 'Sogar 'zu s~raf.gesetzw,idrj,g,en Verlhaltenswei­
sen hinreißen läßt. Vielfach ist eS:l)uch ein Man­
gel ,an Kontrolle, ,der den Ausschlug für diese 
Ent:wickilung g~bt. Die Em1a.hrung .lehrt nämlich, 
daß Kcrruptio11'serscheinungen ,in Verwaltung 
und Wirtschaft :besonders in jenen Zeiten an 
Boden gewinnen, in denen ,die maßgeblichen 
Org:l)ne durch andere Auf,gaJbenstafjk in Anspruch 
genommen sind, ,und an die Stelle der Kontrolle 
mitunter ein unkontroJliertles Vertrauen tritt. 

Die krimirialilstische IU11d strafrechtliche B,eur­
teilung von Vorgängen, 'die sich Ülber }raJhr,e hin­
ziehen, bringt Ülbr,igens bekannte11maßen für 
Bolizei und Justiz bescndere Schwierigkeiten mit 
sich. 

Die rasch,en W andLungen ~m Wir1lSchaftsleben 
sowie in den Ersch,einungsformen krimindler 
HandJungsweisen in diesem Bereich machen es 
daher - mehr a15 in anderen Lebensbereichen -
emordedich, ,daß sich Gesetzgebung und VoL1zie­
hung immer wieder die Fra.ge steLlen, welche 
MaßnaJhmen 'Z'UrEinclämmung -dieser Erscheinun­
gen ClJU treffen 'sind. Dahei ist zunächst jeweils zu 
prüfen, lOb nicht etiwa mit der y;erstärkten An­
wendrung !best,ehender Vorschriften, ,der vollen 
AumütlZung V'orhandener :l<JontroIIeinrichtungeri 
oder allenfalls mit legisLativen MaßnaJhmen im 
Bereich des Zivil-, Handels-, Gesellschafts- und 
V,erwaltungsr,echtes ,das Auslangen gefunden wer­
den kann. Auch hier gilt nämlich der für ,die 
gesamte Rechtsordnung maßgebliche Grundsatz; 
daß zur Verhinderung sozialschädlichen Verhal­
fens das Strafrecht erst lan letZter Stelle /Zum Ein­
satz kommen solL 

Wenn es auch - langfri5tig gesehen - ziel­
fuhr,ender ist, das Hauptgewicht auf die Präven­
oion als das wirksamste Mittel zur Bekämpfung 
jeglicher Art der Kriminalität z,u Jegen, so kann 
sich 1m Zeiten, i.n denen diese Kriminalitätsform 
übenha11'd 'l!U nehmen droht, eine Verschärfung 
repressiver Maßnahmen dennoch als unumgäng­
lich erwe~sen. So ,hat sich der österreichische Ge-

724 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)4 von 14

www.parlament.gv.at



724 der Beilagen 5 

setzgeber durch mehrere aufsehenerregende 
Korruptionsfälle in den sech~iger Jahren dazu 
veranlaßt gesehen, mit dem Antikorruptionsge­
sem VIOm 29. April 19.64, BGBL Nr. 116, die 
StraJtbestimmung ;zur Bekäimpf.ung der Untreue 
neu zu gestallten sowie neue Straf drohungen ge­
gen Geschel1lkannahme und' iBestechrung leitender 
Ang>esteUter eines Unternehmerus sowie gegen 
v,eribotene Intervenüon zu schaffen. Diese Tlanbe­
stände wurden im wesentIichen ,unverändert in 
das StGS ,überno~men. 

Die in den 'lemten Monatel1 ,im Zusammenhang 
mit großen öffentlichen BauVIOr!haiben in Erschei­
nlU11!g !;,etretenen Mißstände ,halben-es ,erneut er­
forderlich gemacht, die bestehenden R,echtsgrrund­
lagen auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen 
und Möglich,keioen einer effizienteren B,ekämp­
fUl1ig krimineller PraJkt~ken. bei Vergabe und 
Durchführung öflientlich,er Aufträge z'u erwägen. 
Mit dieser Ziewe11Zung wrurde vom Bundeskanzler 
und dem ;Bu~desminister für Justiz ~ vergange­
nen Ja'hr eine "Kommission zur Erstattung. von 
Vorschlä:gen für den v,erstärkten Schutz vorMiß­
bräiuchen bei Ider Verga.be und Durchführung 
öffen1Jlicher ,Aufträge" eingerichnet, die 'auch in 
einem Vlom ,Bundeskaniller erstellten" 1 O~Punkte­
Pl'ogr'amm" verankert wurde. Als V.orsitzender 
dieser Kommission wurde Präsident des Obersten 
Gerichtshofes i.R. Prorf. Dr. Franrz P ,a 11 'i n und 
als Stelilvertl'eter Präsident des Rechnungsh.ofes 
a.D. Dr. JÖtig K a n d ru t s eh 'S.owie Präsi,dent 
des Verwaltungs,gerichtshofes i.R. Hon.-Prof. 
Dr. Edwin L.o e:b e n s .~. ein !bestellt. Als 
weitere Mitglieder gehörten der Komision· an: 
Sektionschef Hion.-·Prof. Dr. Ludwig A d am 0-

vi c ;h, Dkfm. Dr. Robert B e chi nie, Ober­
staatsanWlalt ,i.R. Hofrat Dr. Hagen F.i s eh 1-
sc:h w ei ,g e r, Sektionschef Dr. Egmont F o. r­
e g ,g e r, R,echt9aJnwalt Dr. Lee K a ~ te nb ä c k, 
em. Univ.~Prof. Dr. Walter K ast ne r, 
Univ.-Prof. Dr. Reinhard Mo 0 IS, Rechtsanwalt 
Dr. Wilhelm R 0 'S e n 'z w e.i ,g,' Präsident der 
Finanzprokur;vtJUrDr. Withelrrn T r j m m e 1, 
Univ.-Pro:f. DDr. Karl Wen ge r. 

Die Kommission erstattete nach zwölf Atbeits­
si1lZl\lngen ~m Oktober 1980 ein UJmfa.ngreiches 
Gutachten und stellte diesem in der Präambel 
ua. ~olgende überlegung voran: 

"Die B~ratungen. ha.ben die Kommission in 
der Erkenntmis !bestärkt, daß Unzukömmlichkei­
ten und Korruptionsersch,einungen ,in Verwal­
tung und Wirnschaft nicht sosehr 3IUIf einem 
Mangel an Normen als auch' auf einen Mangel 
an Kenntnissen, V:erantwortungsbewußtsein, ge­
schäftllicher Moral IUIlJd heruflichem Enhos heru­
hen. J e:de Vorschrift ist nrur so gut wie die Per­
sonen, d~e sie anw,enden. Da,her ist 'auch v.on ver­
besserten Straf- hzw. Scha.denel"lSatzlbestimmuIlJgen 
sowie Kontrollen ein Erfolg l1IUrzu erwarten, 
wenn die Personen,· die' dieVer,gabeVlOl-schriften 
handha,ben, sich von einer Gesinnung leiten las-

sen, die das Gesamtwohl über das Einzelinteresse 
stellt. Dallauf ~t schon bei ,der Bestellung der 
handelndenP,ersonen Bezug zu nehmen; d;as all­
gemein,e .Buwußtsein müßte in di'eser Richtung 
verstärkt werden!" 

Das Grutachten der Kommission enthält eine 
Rdhe v.on Vorschlägen für Maßnahmen, drurch 
die dem Mißbrauch ibei der VergaJbe ,und Durch­
führung öffentlicher A:ufträge entgegengewirkt 
und damit auch ein verbesserter SchutiZ für deri 
eil1lZe1nen erreicht werden kann. Neben umfang­
reichen Empfehlungen auf dem Gelbiet des Ver~ 
gabewesens ~ inSbesondere für die Schaffung 
eines umfass,enden Bundesvergabeg,esetzes - ent­
hält das Gutachten auch Vorschläge auf dem Ge­
hietdes Strafrechtes. 

. Die iFülle der Anregungen bringt ies mit sich, 
daß iihre yerw.illklichung schrittweise erfolgen 
muß. Es ist daher angebracht, jene Teile des Re­
formprogramms, die bereits spruchreif scheinen, 
in die Tat umzusetz,en. Mit ·dem V'orlieg,enden 
Entwurf soll an die Verwirkilichung ,der Vor­
schläge im Bereich des Strrufrechts herange~angen 
werden. 

Der Ennwur.f trägt den Kommiss]Qnsempfeh­
lungen 3IUIf diesem Gebiet in vollem Umfang 
Rechnung rund ,geht insoweit darüber hinaus, daß, 
·er ,eine notwendig eflscheinende 'Ergänzung der 
Stra,fbesti~mung gegen fahrlässige Krida und eine 
ErgänZlUn:g ,der' Bestimmungen gegen Hehlerei 
(Art. I Z1 und 2) VIOrschlägt. . 

Im einzrelnen empfiehlt der Entwurf folgende 
Knderungen: . 

1. ErgänZlung der Strrufbestimmung gegen .fahr~ 
lässige Kr,~da dahin gehend, daß die Strafbarkeit 
eines SchuLdners mehrerer Gläubiger, der fahr­
lässig seine' Zahlungsunfähigkeit . heflbeigeführt 
oder in Kenntnis· o·derfahrläsiger Unkenntnis 
seiner Zahilungwnfähigkeit diese' verllieft hat; 
rucht dadurch albgewendet ~ird, daß die öffent­
li'che . Hand durch Zuwendurigen letzüich d~n 
Eintritt· der Zahlungsunfähigkeit verhindert. 
Eine .solche' Verhinderung kommt insbeson·dere 
Z1Ur El1haltung von Arheitsplätzen .in Betracht~ 

2. Knde1'Uflig des ~ 164 SnGB (Hehlerei) dahin, 
daß insbesonrder,e auch' die' Verlhehilung von Gü­
tern unter St1'3lfe gestellt wir,d, die einander,er 
durch oder für ein Verbrechen oder eine strafhare 
Verletzung der Amtspfli.cht erlangt hat. 

3. Schaffung einer neuen Strafbestimmung ge­
gen den. wissennlichen. Mißbraruch von Vergabe­
vorschriften, vetJbunden. mit vor,sätzlicher Ge­
fährdung ,der Zwecke dieser Vorschriften (§ 302 a 
SnGB). . 

4. Beseitigung der bisher ,bei der Geschenkari.­
naihme leitender Angestellter iri' §' 305 Albs. 2 
StGB v!otgeseheneri StrafUosigkeit des Falles, daß 
es sieh tzlWar ItiJm eine pfliehtwidrige Vornahme 
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6 724 der Bdlagen 

oder Unterlassung einer Rechtshandlung, aher 
l;>loß um einen gering~ü;gigen Vermögensvorteil 
handelt, und Anpassung des bisherigen A:bs. 4 
des'selben Paragrap,hen an das Bundesverfassungs­
gesetz BGBl. Nr. 1977/539 derart, daß der Be­
reich ,der str,afI'ech:tIich erfaßten Unternehmen 
dem der vom Rechnungshof lroontllomerten ange­
nähert wird. 

5. Änderung des § 307 StOB dahin, d~ß die 
akti've Bestechung 'aJuch dann für straflbar erklärt 
wird, wenn sie zum Zwecke pflichtgemäßen Han­
delns oder Unterlassens ,geschieht, ,es sei denn, 
daß nach den Umständen dem Geschenkgeberaus 
der Geschenkhingabe kein Vorwu11fzu machen 
ist. 

6. Ergänzung des § 309 StGB insoweit, als 
die Ifür ".leitende Angestellte" geltenden Straflbe­
stimmungen der'§§ 305, 307 und 308 SvGB auch 
für Personen gelten soHen, die die Täti~keit der 
leitenden AngestelLten drurch Unterlagenerstel-

.lung, Vorschläge u. dgl. maßgehlich beeinflussen. 

Zu den finanziellen Auswirkungen 

Die V:el1Wirklichung der vorgeschlag,enen N eue­
rungen wird ,daZlU fühl1en, daß ,einschlägiges so­
zialschädliches Verhalten in angemessenerer Weise 
aIs bisher vel1fOllgt und geahndet werden kann. 
Soweit damit ein ~usätzlicher Aufwand der in 
solchen Verfa'hren tätigen Justiz- und Sicherheits­
behörden veribunden .ist, wird ,er jedoch voraus­
sichdich kein solches ,Ausmaß ereichen, daß .dafür ' 
eine besondere budgetmäßige Vorsorgeerfor,der-
lich wäre. . 

Zu Art. I: 

Zu Z 1 (§ 159 StGB): 

Das geltende St;GB enblicktin übereinstim­
mung mit dem früheren Recht das Wesen der 
fahdässigen Krida darin, daß der Täter fahrlässig, 
insbesondere durch eine der im 'Gesetz dazu bei­
spieLsweise angeführten Handlungen, als Schuld­
ner hzw. Gläubiger seine Zahlungsunfähigkeit 
bzw.di'e ZahlungsunJähi~keit des Unternehmens 
herbeiführt, als dessen leitender Angestellter er 
handelt (§§ 159, 161 StiGB). Tritt trotz an sich 
"kridaträchtiger" Geschäftsgebarung Zahlungsun­
fähig'keit nicht ein, so Meihtder Täter 3!uch dann 
stnElos, wenn die Zahlungsunfähigkeit bloß 
durch ,eine außerordentliche Zuwendung hintan­
gehalten wor-den ist. Wie sich in einem tbesonders 
spektakulären ,Fall (IB!. 1979, 231) gezeigt hat, 
ist eine solche Straf10sigkeit zumal dann' krimi­
naIlpolitisch unbefriedig,end, wenn für die Sanie­
rung Mittel der Gebietskörperschaften au~~ewen­
det werden mußten, welch,e Körperschaften 
ihrel"seits von Gesetzes wegen zu einer sparsamen 
Gebarungverhalt'en sind. Der Entwurf schlägt 
daher vor, ,die Strafbarkeit in diesen besonderen 
Fällen .bereits an die Herheiführung einer Beein­
trächtigung der ZaJhlungsfähigkeit, als.o gleich-

sam an die Her'beifÜlhrung ,der konkreten Gefahr 
einer Zahlungsunfähigkeit zu knüpfen. Bemerkt 
sei, daß eine derart a:ufg~,aute Stra~bestimmu,ng 
dem SvGB sch.on bisher nicht fremd ist: Auch 
da's - freilich ein ganz ,anderes Rechtsgut be­
treffende - Tatlbild des § 198 Abs. 1 StGB setzt 
dem Fall der Herbeiführung einer Gefährdung 
den FaU,gleich, daß ein Zustand het\beigdiihrt 
wird, ,in dem die Gefähndung .ohne Hilfe v.on 
anderer Seite eintreten würde. 

Im Begutachtungsver,fa,hren wurde verschie­
dentlich die S.orge geäußert, daß unter die er­
weiterte Str,afbest~mmung auch Fälle gezogen 
werden könnten, in denen:öB industrieHen Unter­
nehmungen, die angesichts einer ungü115tigen 
K.onjuniktlUriage länger,e Zei,t hindurch mit Ver- ' 
lust wirtsch:aften, zur Sicherung der Al"beitsplätze 
entJsprech,endeZUwend,ungen ,gewährt werden. 
Diese S.orge erscheint jed.och ins.ofern unzutref­
fend, als die Unterscheidung Zlwischen den Fällen 
eines gesamtwirtschaftlich vertretbaren "Weiter­
wirtschaftens" und einem 'zur Inanspruchna:hme 
von Z,uw,endungen nötigenden "Mißwirtschafien" 
grundsätzlich moglich ist und im Zweifel ohnehin 
zugunsten des 'ßesch'uldigten g,etr.offen werden 
muß. Um jed.och eine zusätzliche Sicherung ge­
genüJber ungerechtferti.gten Verurtei:lungen vor­
zukehren, soll im Sinne diesbezüglicher Anregun­
gen im Begutachtung,sverfaJhren s.ow,iein Anleh­
nung" an eine verwandte StraJfibestimmung im 
StGB deiBR Deutschland (Bankrott nach § 283 
Albs., 4 Nr. 2 und 5 Nr. 2) ,ein'e Strafbarkeit 
insofern nur, P,!a:tz greifen, als dem Täter hin­
sichtlich' der Herlbeifiihrung der Beeinträchtigung 
der Zahlungsfähigkeit Vorsatz .oder qualifizierte 
Fa;hrläsigkeit 'Zur tast fällt. Zur Umschreibung 
dieser qualifizierten Faihrlässigkeit bedient sich 
der Entwurf ,des im 5tJGB Ibereits in anderem 
Zusammenhang {'§ 88 Ahs. l)gebraudtten' Aus~ 
drucks "aus schwerem Verschulden if,ahr,lässrg". 

Die Kommission zur Ausal1beitung eines Straf­
gesetz'entw,~rfes hatte seinerzeit uaAür die fahr­
lässige Krida einen höheren StraJfsatz für den Fall 
vorgeschlagen, ·daß durch die Tat, die V.olkswirt­
scha,fterschüttert oder die wirtschaftliche Existenz 
einer größer,en ZaJhl v.on Menschen geschädigt 
wird. Diese Qualifikati.on ist dem Grun.,de nach in 
die Ministerialentwürfe der Jahre 1964 bis 1968 
übern.ommen, in der RegiemngsVl.oHage 1971 je­
d.och fallengelassen worden. Bestimmend für die­
ses Fa,uenla'Ssen war einerseits, daß die Qualifika­
ti.on bei einer Reihe anderer Bestimmungen im 
Hinblick auf die d.ort nachträglich für den Fall 
der Herbei,führung eines 100000 S übersteigen­
den Schadens eingeführten höheren Strafsätze 
entlbehl'll,ich erschien, andererseits waren Bedenken 

, wegen der ZIIl geringen begrifflichen Bestimmtheit 
geäußert w.orden. Diese überlegungen haben im 
Ergebnis 'Z'U einer Strafdrohung gefÜ!hrt, die in 
Fällen mit außer.ordentlich hohem Schaden hin­
ter ,dem Unrechts,geh3ilt der Tat zur-ückbleibt. Der 
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Entrwurf gre~ft daher den Grundgedanken der 
Strafrech1lskommission neuerlich auf, modifiziert 
ihn aber ~m Sinn einer besseren übereinstim­
mung mit anderen qualifizierten Fällen von straf­
baren Handlungen gegen fremdes Vermög,en da­
hin, daß es darauf ankommen soll, ob der durch 
die Krida heI1be~gefü;hrte oder (im Fall des Albs. 2) 
drohende Schaden den Betrag von 50 MiU. S 
üherschrei tet. 

Zu Z 2 (§ 164 StGB): 

Das neue StOB .hat den Bereich der strafbaren 
Hehlerei gegeniiJberclem früher geltenden Recht 
einerseits dadurch erweitert, ,daß ,a;1s Vortaten 

. nicht mehr bloß Dielbstahl, Ver,untreuung oder 
Raulb, sondern schlechthin die mit Strafe bedroh­
ten ,Hancllung,en g,egen ,fremdes Vermögen in 
Betr,acht ,klOmmen, andererseits dadurch, daß Heh- ' 
lerei nunmehr nicht !bloß ·in !bezug ,auf gerade 
die körperlichen Sachen beg,angen werden kann, 
die durch die Vortat eI1langt worden sind, son­
dern auch in bezug auf den Erlös solcher Sachen 
und in bezug aUlf Sachen, ,di'e 'Ulffi den Erlös an­
geschafft oder rfür 'solche Sachen eingeta~scht 
worden sind. für die Strafbarkeit der Hehlerei 
kannda;her nicht auss~ließlich die Erwägung 
maßgebend sein, daß der Hehler die durch die 
Vortat ,geschaffene rechtswidri'g,e Vermögeri,slage 
3IUlfrechterhält hzw. ,die Wiederlherste1l:ung des 
rechtmäßigen Zustandes erschwert; es tritt viel­
mehr der Gedanke ,hinzu, daß zwischen Vor­
täter und Hehler eine 'ver,werfEche Gesinnungs­
gemeinschaft -besteht, heider der Hehler den 
"Ertrag" der Vortat eigennützig a'usbeutet. 

Von all diesen' Uberuegungen her scheint es, 
daß ,§ 1M S1lGB die Grenzen ,der strafbaren Heh­
lerei noch zu eng ;gezogen hat. Dies ,gilt einmal 
in .bezug aUlf die Bestimmung, daß als Vortat nur 
mit Strafe <bedrohte Handlungen gegen fremdes 
Vermögen in Betracht kommen. Ob zB jemand 
einen Geldlbetragverhehlt, den ein ,anderer durch 
eine El1pressung (§,§ 144 f IStGB) oder durch eine 
el1presserische Entführung (r§ 102 StGB) erlangt 
hat, kann ,für die Frage der Strafwürdigkeit nicht 
oder ;bestenf.alls indem Sinn von Bedeutung 
sein, daß im zweitenFaihl eine el1hÖhte Str3lfwür­
digkeit gegeben scheint; nach der derz.eitigen 
Rechtslageibleibt aber der Hehler gerade in die­
sem zweiten Fahl überhaupt strallos, weil sich 
die Vorrat nicht als eine strafbare Handlung 
geg,en fremdes Vermögen, sondern als eine straf­
bare Handlung gegen die Freiheit darstellt. Der 
En1JWurt schlägt daher vor; die StraEbal1keitder 
Hehlerei auch in !bezug auf weitere Vortaten ein­
treten zu lasseri. Dieser Schritt sohl j,edoch mit' 
der gebotenen VOl1sicht erfoLgen. Die Ausdehnung 
der Strafbal1keit erscheint einmal insoweit unbe­
denklich, als es sich bei den Vortaten um Ver­
brechen i. S.des§ 17 StGB handelt, dh. vor­
sätziliche Handlungen, die mit einer Freiheits~ 
stufe von mehr alls' drei Jahren bedroht sind, 

wie zB die schon erwähnte erpresserische Ent­
führ,ung und die Luftpiraterie (,§ 185 StGB) 
oder strad1bar,e Handlungen wider die V.olksge­
sundheit nach § 12 des Suchtgiftgesetz>es. Des wei­
teren erscheint es v.on der Zielsetzung einer ver­
stänkten 'strafrechtlichen Bekämpfung von Er­
scheinungsformen der Korruption her geboten, 
aI.le Verhehlungshandlungenzu kriminalisieren, 
bei ,denen sich die Vortat als eine strafibare Ver­
le1JZung der Amtspflicht oder eine verwandte 
stra>Ebare HandlungiJm Sinn des 22. Abschnittes 
des ,Besonderen Teiles des StGB darstellt (§ 164 
Abs. 2 Z ,1 SIlGB). 

Z.um anderen so11 Gegenstand der Hehlerei 
auch ,ein Gut (siehe unten) sein können, das der 

. Vortäter rticht dur c h, sondern für eine mit 
Stra>fe lbedrohte Handlung erlangt hat. Es ist 
n:imlich nicht einzusehen, warum ;die eigennützige 
AUSIbeutung ,einer von einem anderen Ibegange­
nen straBbaren Handlung zB demj,enigen, der 
von einem an einem RaulbÜlberfa:Ll Beteiligten 
einen Ge1d1betrag bekommt, zwar dann zum 
V;orwul'!f gereichen soll, wenn er weiß, daß das 
Geld ,einen T.eil des Erlöses für die geraubte Sache 
darstel1t, nicht aber, wenn er weiß, daß das Geld 
den Beteiligten V10m Auftraggeber .des überfalles 
als "Belohnung" ausbezahlt worden ist. Im üb­
r1gen sol~en hi,er die gleichen Beschränkungen 
Platz greifen, wie sie hereits ~m Zusammen'hang 
mit der Erweiterung der Stnfuarkeit der' Hehle­
rei ,in beZlug auf Güter, die der Vortäter zwar' 
durch strafbare Handlungen, ,nicht aber durch 
Handlung,en .gegen:fremdes Vermögen, erlangt 
hat, herausgestellt worden sind. Weiter.sscheint 
es· in diesem Fall gel?oten, ·die tStra·fuarkeit ähn­
lich wie schon bi'sher im Fall des Albs. 1 Z 3 da- . 
von abhängig zu machen, daß der Täter mit dem 
Vorsatz handelt, sich oder einen Dritten unr,echt~ 
mäßig zu :bereichern, und daß ihm hinsichtlich 
der die Strafibarkeit he,gründehdenHerkunftdes 
verlhehlten Gutes die besonder,e Schuldform der 
Wissentllichkeit (§ 5 Abs. 3 StGB) zur Last fällt; 
es soll also nicht g,enüge.n, wenn der Täter diese 
Herkunft bloß ernsIllich für möglich hält und 
sich damit abfindet (§ 164 Abs. 2 Z 2 StGB). 

Der Entwurf bezeichnet in diesem Zusammen­
hang den Gegenstand der Hehlerei nicht als 
Same,rondern a,1s Gut. Damit solLen ebenso wie 
schon nach geltendem' Recht bei der Verun­
treuung und Unterschlagung (§§ 133 f. StGB) 
insbesonder,edie - praktisch im Vordergrund 
stehenden - Fäille erfaßt werden, in denen es 
sich um Geldbeträg,ehandelt, die nach den Be­
stimmungen .des 'bürgerlichen Rechtes als un­
unterscheidlbar,e Sachen !bereits ,ind31S Eigentum 
des Vor täters übergegangen sind. 

. Zu Z 3 (§ 302 a StGB): 

Diese Bestimmung geht unmitteLbar a.uf das 
Gutachten der mehrfach erwähnten Kommission 
zurück. KernstlÜckder Vorschläge ,der KommiSe 
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sion war die Schaffung eines Brundewergaibege­
setzes. Der Entwurf eines 'S.olchen Gesetzes ist 
V.o~ kurzem vom BundeSik,a~leramt zur allge­
meinen Begutachtung versendet worden. Kön­
nen heide Vorlagen gemeinsam verabschiedet wer­
den, so ist es möglich, im § 30.2 a StGB,bloß die 
wissentliche Verletzung von VergaJbevorschriften 
aJuf Gesetzesstufe unter Strate .~ stellen. Andern~ 
faLls müßte aber mit. ,den Stralbestimmungen 
nicht bis zur Schaff.ung eines Ver,gahegesetzes zu­
ge,wartet werd~n, da eine Straf drohung gegen 
Ver,gabemi~brauch nimt unbedingtdavün ab­
hängig i'st, daß es gesetzliche Bestimmungen üher 
die ;Y ergabe ,g~bt.Bestimmungen über die Ver­
ga:b~ nic;ht auf Gesetzesstufe gibt es nämlich. in 
allen in Betracht kommenden Bereichen, zB die 
von der Bundesregierung hzw. ,einze:1nenBundes~ 
ministerien als Verwalrungsver.or,dnung erlassenen 
Regelungen, die -. mit Anderungen 'und. Ergän­
zungen - die öNORM A 2050 (1957) für ver­
hindIich erklären. Der versendete. Entwurf hat 
n.omalle Ver1g3!bevorschriften erfaßt - was im 
Begutacht;ungsvenfa'hren verschiedentlich kritisiert 
worden ist ~,der vorliegende ·Entwurfenthält 
die~bezüg1im ;eine .allternativ,e Fassung, indem die 
BeifügtJ;ng "gesetzlichen" 2)U "V:orschriften" Vlor-

. lämfig in Khmmer gesetzt ist; '. 

Mißbräuche im Vergabewesen durch ,un'gerecht­
fertigte Bev.orzugung .oder unge'rechtfertigteBe­
nachteiligung versch1edener. ·Bewerberund die 
'Vergahe an ,einen.Bewerber, 'dem namden Richt­
linien für die Verga.be der ZuschJagnicht hätte 
erteilt werdendüt1fen, :kommen vürund konn-' 
ten hishermangels einer spezifisChen Strafbestim" 
lTIlUng 'strafrechtlim nur schwer erfaßt werden. 
Insbesondere ist hier die Strafbestimniung' gegen 
Untreue nach .§ {53 StGS zu erwähnen, 'die aum 
bei· nachgewiesener Verletzung v.on VergaibeV'or­
sChriften. n,ur· bei' zusätzlichem ~ Nachweis eines 
Schädigrungsvorsatzes angewendet wer,den könnte. 
Die vor,geschlagene Bestimmung roll hingegen bei 
nachg~iesener V,erletzung' von Vergaibevorschrif­
ten und GefäJhrdung der Zwecke dieser. V.or­
smriften ohne Rücksicht aufeinenalMäJ!Jigen 
Smädigungs- ünd BereicherungsV'orsat:Zdie Be­
strafung des Schuldtragenden ermög,Jichen. 

Der Entwunf geht :his zum V.orli,egen des Ent­
wunfes eines VergaJbegesetzes ,davon 'aus, daß das 
VergaJbewesenaus der Sicht des Verwaltungs­
rechtes "ein abschnittsweise gegiliedertes, weit­
gehend formalisi,ertes Verfaihren, das Zum Ab­
schluß eines ,Leistungsv,ertrages'zwischen einem 
Verwaluungsremtst1:ägerund einem Unterneh­
mer fOOrt," darstellt (K. Wenger, Das Recht der 
öffentlichen Aufträge, 1977, 18). 

Die Strafbarkeit nach § 302 a SrGB setzt v.or­
aus, daß der Täter vorsätzlich bewirkt, daß die 
Zwecke der Vergabevorschriften vereitelt oder be- . 
einträmtigt werden können. Der versendete Ent­
wunf sah diesbezüglich ein Er,folgs~ und niaht ein 
Gefährdungs.delikt V'or. Im Begiltachtungsverfah-

ren wurde -im Hinbilick auf. sonst bestehende 
Beweissch!Wierigkeiten die AJUsgestahung als ab­

. stralktes Gefäh-rdungsdelikt vorgeschlagen. Der 
Entwur,f greift diesen Vorschlag auf. 

Als "Zwecke der Vergabevorschriften" sieht 
der Entwurf unvorgreiflich des Vergabegesetzes 
an, daß !bei der Vergahe öffendicher Aufträge 
unter Berücks'ichtigung' v.on v.olkswirtscha.frIichen 
Interessen die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, 
Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit, .des ilauteren Wett­
bewenbs und der unparteilichen Behandlung aller 
Bi.eter g,ewähr,leistet werden. Die Zielsetzungen 
der Vergatbevorschriften können etwa durch den 
unger,echtfertigten Zuschlag' an einen anderen als 
den Bestbieter und durch runsachlimeBevürezu­
gung 'oder IBenaChtdligung eines Bieters vereitelt 
oder Ibeeinträchtigt werden. 

Adressat der StraEbestimmung sind ß,eamte im 
Sinne des § 74 Z 4 StGB. Maßgeblich für die 
strafrechtlicq,eEinordnung einer ,Person in den 
Beamtenbe,griff ist nicht die dienstrechtliche Stel­
lung, sondern die ihr kraft Bestelll\lng oder Be­
tr,auung zukümmende Funktion '(5St 48/78, 
EViBI1978/72, 136, ]-Bl1c.t79, 43, öJZ-LSK 1977/ 
377). Es bedar.f daher :nicht der v.om versendeten 
Entwul'f noch v'orgesehenen Bestimmung für 
Personen, die sonst nicht Beamte 'Sind. 

In suibjektiver Beziehung süll hinsichtlich der 
Veruetzung v.on Vergabevorschriften Wissentlich­
keit enforderlich sein, so wie aJuchfür Untreue 
und Amtsmißhrauch (§§ 153 und 302 ScGB) wis­
sentlich,er BefugnismißIbi:auch verlangt ,ist. In An­
sehung der Gefähr,dung der Zwecke von Vergabe­
v.orschriften soH einfacher V.orsatz genügen, also 
antch der sogenannte ,bedingte Vorsatz, 

Der versendet~ Entwurf w.olltedas Verhältnis 
des Vergabemißbrauchs zu den ,stnengeryerpö~­
ten Untreuehandlungen und Amtsmißbrauch 
nicht ausdrückJich regeln. Im Begutachtungsver­
fahren wurde die Einfügung einer Suibsidiaritäts­
klausel gafordert, welchem Verlangender vorlie­
gende Entwurf im Hinblick auf die dadurch 
mögIig"e Ausschaltung. v.on Zweifeln entspricht. 

Zu Z 4 (§ 305 StGB): 

Nach § 305 A:bs. 2 in der derzeitigen Fassung 
des Gesetzes -ist die Geschenkannaihme leitender 
Angestellter eines Unternehmens, . soweit es sich 
lediglich um einen {?ieringfügigen V enmögensv.or~ 
teil ;handelt, außer im ,Fall ,gewerlbsmäß~ger ,Bege­
hung <lJuch ,dann nicht strafbar, wenn der Vorsatz 
des Tätel's auf eine pflicht wid r i ge Vornahme 
oder Untenlassung einer Rechtshandlung gerichtet 
ist. Diese Regelung geht auf eine EmpfehLung 
des . Jl\lstizausschusses 'zur Regierungsvorlage des 
Antiikorrupt1onsgesetzes (391 Big. NR X. GP) 
wrück. Sie ,erscheint insofern: systemwidrig, , als 
§ 307 StGB eine entsprechende Strafl,osigkeit des 
Geschenk g ,e b e r s nicht vorgesehen. ihat .. Hier­
auf ist im SchrifttUm bereits wiooerholt 'hinge-
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wiesen worden. Die voI1lieg,ende Gesetzesände­
rung soll dazu benützt werden, die in Rede 
stehende Sysuemwidri,gkeit zu beseitigen. Dies 
~önnte ~n sich sowohl dadurch geschehen,. daß' in 
beiden Fällen Straffreiheit' vorgesehen wird, als 
auchda,durch, daß die StraHre~heit in Ibeiden IFäl­
len beseitigt wird. Der Zielsetzung einer Nov,eHe, 
die auf eine verstärkte Bekämpfung der Kor­
ruption ausgerichtet ist, entspricht die zweite 
Alternative. Es soll daher indem :bisher in Abs. 3 
g'enannten Fall der pflichtwidrig,en Vornahme 
oder. Unter:lassung einer Rechtshandlung künftig 
für keinen ,der Beteiligten Stra,ffreiheit bestehen. 
Diese Änderung ermöglicht es, den verbleibenden 
Fall der Straffr,eiheit nach dem bisherigen 
Abs. 2 - Geringlügigkeit des Vermögensvorteils 
und auf pflicht g emä ß e Vornahme oder 
Unterlassung einer Rechtshandlung gerichteter 
Vorsatz -mit dem FaJ.l des bisherigen Albs. 3 
in einem einzigen Aibsatz z,usammenzufassen 
(Albs. 2). 

Di,e IBegriffSbestimmungdes "Unternehmens", 
dessen leitende Angestellte sich nach § 305 StGB 
durch Geschenkannahme stra,f,bar machen kön­
nen, ~m ~isherigeriAibs. 4 dieser Gesetzesstelle 
geht auf Art. II des Antikorruptionsgesetzes, 
BGB.l. iNr. 1964/116, zurück. Bel"'eits tbei der,Ent­
stehung dieses Gesetzes war zur Erört,erung ge~ 
standen, ,daraufalbzustellen, daß die Geibarung 
des Unternehmens .einer überprüfung durch de'n 
:&echnungshof unterliegt. Man hat sich jedoCh zu 
eLnereig~ständigen Regelung entschlossen, der­
zUlfolge es darauf ankommen soll, o:b eine oder 
mehrere Gebietskörpersch,aftendas Unternehmen 
seLbst betreiJben oder daran uhmittellbar oder mit­
telbar zu me.h l' a I sd e l' H ä U t e betei:ligt 
sind. "Denn in diesem Bereich haben die öffent­
lichen Körperschaften nicht nur entsch,eidenden 
Einflußa,uf die Verwaltung, sondern auch so 
großen wirtscha,ftlichen Antei,l, daß d~e Straf­
drohung aus dem Zusammentreffen Ibeider Kom­
ponenten gerechtfertigt ist" (R V 384 BIgNR X. 
GP). 

:Ina.wischen hat ,das Bundesvel"'fassun,gsgesetz 
BGBl. 1977/539 di,e ,Bestimmungen des Bundes­
Verfassungsgesetzes idF von 19-29 über .die üb.er~ 
prüfung von Unternehmungen durch den Rech­
nungshof in einer Weise geändert, die eine An­
n:iherung des § 307 A,bs. 4 'StGB an die Art. 126 b . 
Albs. 2, 127 ,Abs. 3 und 127 a Abs. 3 IB-VG er­
möglicht und na!helegt. 

Danach soll die Best1mmung künftig auch 
solche Unterriehmen ,er,fassen, 'an denen der Bund 
oder eIne andere Gelbiet'skörperschaft unmitteLbar 
oder mittelbar zur H ä U t e 'betehligt ,sind, 
und die nähere Umschreibung in ihrem Wortlaut 
den vorgenannten Bestimmungen des B-VG an­
geg-lichen werden. Abweichend von Art. 127 a 
Abs. 3 B-VGsollen jedoch als beteiligte Gebiets­
körperschaften weiterhin :tIuch Gemeinden mit 
weniger als 20 000 Einwohnern in Betracht kom-

men; dies deshalib, weil es im gegebenen Zusam­
menbangnicht - wie bei der Ausgestaltung der 
Ü1berprüfungsrechte ,des Rechnungshof,es - auf 
den Gesichtspunkt der Bedeutsamkeit im Rah­
men der ,gesamten Staatswirtschaft, sondern nur 
darauf anikommenkarin, ob die ibetreffenden h~i­
tenden Angestellten eine den Gemeindebeamten 
v,ergleichbare Vertnuensstellung ,zu besorgen ha­
ben. Die im EntwuI1f dahei gebrauchte Wendung, 
die ,darawf aJbste~lt, daß "eine oder mehrere Ge­
bietskörperschaften ... mit mindestens 50 vH 
bet-eiligtsind", umfaßt auch den Fall, daß sich 
das er~orderliche BeteiEgungsausmaßerst aus der 
Zusammenrechll!Ung der Beteiligungen mehrerer 
Gebieuskörperschaften er,gibt. 

Verschiedentlich: ist vorgeschlagen worden, die 
maßgeb:lichen Verhältnisse dadurch zu umschrei­
ben, ,daß die Gebarung des Unternehmens der 
überprüfung durch den Rechnungshof 'unterliegt 
(wolbei die Beschränkung auf Gemeinden mit 
mindestens 20000 Einwohnern nicht Platz zu 
gre~fen hätte). lEine solche, Umschrei1bung ,emp­
fiehllt sich jedoch des'halb nicht, weil zur Straf­
barkeit verlangt werden muß, daß die maßge­
benden Umstände vom Vorsatz des Täters uril­
faßt w1,lrden. :D1e als Täter in Betracht kommen­
den Personen werden jedoch eher um die Beteili­
gungsverhältnisse wissen (oder doch diese Ver­
hältnisse, ernstlich ,für mög.lich halten .und sich 
dalmit abfinden, § 5AJbs. 1 St:GB), als darum, 
daß die Gebarung {wegen d1eser Verhältnisse) 
der Kontrolle· durch den Rechnungshof unter­
Hegt. 

,.' 
Zu Z 5 (§ 307 StGB): 

Dieakt:iv,eBestechung ist derzeit nur strafbar, 
wenn der-,Bestecher entWeder i. S.des § 12 StGB 
als Bet,eiligter an einer. stra~baretl Handlung an­
zusehen ist ,oder zumindest eine P,flichnwidrigkeit 

. erreichen will. Bet-e~l.igter nach § 12 StGB ist zB, 
wer mittels Bestechung einen Beamten zu einem 
Amtsmißbrauch oder einen Geschäftsführer zu 
einer Untr,eue 'bestimmt. Geht es dem Geschenk­
geber zwar nicht darum, aJber um die Erreichung 
einer Pflichtwidrigroeit, so ist er nach § 307 StGB 
strafbar. In allen ,Fällen aber, wo weder das eine 
noch da~ andere vorliegt bzw. beweisbar ist, 
bleiibt der Geschenkgeber straJHos. Diese Regelung 
bring,t ,es mit sich, daß in diesem Bereich die 
Hemmungen zu :bestechen jedenfa:lls nicht straf­
rechtlich 'unterstützt sind. Ein Geschenkgelber hat 
dann nichts ,z,u ibefürchten, wenn iihm nicht nach­
gewies.en w,erden kann, daß, er z.'umindest eine 
Pflichtwidrigkeit erreichen woLlte. . 

Dieser Rechtszustand ist unbefriedigend. Zu­
nächst einmal sind die .gewiß nicht seltenen Fälle 
in Betracht zu ziehen, wo es dem Gesch,enkgeber 
zwar nicht b10ßum die pflichtgemäße Vorna'hme 
o.der Unterlassung eines Amtsgeschäftes oder 
einer Rechu&handlung, sondern um ein delikti-
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10 724 der Beilagen 

schesoder zUimindest pflichtwidriges V,erhahen 
zu 'tun ist, dies a:ber unerWleishar :bleibt. Für die 
Erweitenung der Stnfbarkeit sprechen aber vor 
allem andere Gründe: 

Enfahrungsgemäß geht die Initiative z,ur ·Be­
stechung .oft von den Geschenkgebern aus, die 
damit Amtsträger korrumpier,en. Ein Amtsträger, 
der sich ·einmal beschenken läßt, wird möglicher­
weise nach ,und nach Zuwendungen fordern und 
vielleicht auch geneigt sein, dafür pflichtwidrig 
oder sogar deliktisch zu handeln. In den für den 
Geschenkgeher gewiß' weniger strafwürdigen Fäl­
len, in ,denen ·die Initiative zur Geschenkhingabe ' 
vom korrupten Amtsträ,ger ausgeht, könnte die 
Strafhankeit des ausersehenen Geschenkgebers 
w.iederum dessen Widerstand stärken;,ferner gerät 
der korrupte Amtsträger gegenüber einem straf­
baren Geschenkgeber nicht eibensosehr ,in Ab­
hängigkeit wie gegenüber einem straflosen, der, 
.ohne di,e .eigene Bestrafung fürchten zu müssen, 
die "Geschäftsverbindung" mit dem Amtsträger 
'~ortsetzen, ja sogar 'aJusbauen kann. 

Die neue Straf,bestimmung muß sich in den 
Grenzen der Str<l!fwürdigkeit 'haJten. Würde 
Strafe für jeden angedroht, der einem Beamten 
oder leitenden Angestellten ·einen Vermögensvor­
tei,l anJbietet, verspricht oder gewährt,so wären 

. auch nicht stra,fwürdige V,er,hahensweis·en einbe­
zogen. Zunächst waren daher die !bLoß gering­
fügigen Vermögensvorteile a;uszuschließen .und 
zum anderen die Fälle, in denen aus dem Anbot, 
dem Verslprechen oder der Gewä.hrung ,ein'es Ge­
schenkes nach den Umständen kein Vorwunf ge­
macht werden kann. Das wird vornehmlich dort 
der Fall sein, wo die Initiative nicht 'Vom Ge-' 
schenkgeber ausgeht, keinerlei ZWleifdan der Be­
rechtigung des Geschel1'kgebers, eine bestiiminte 
Amts~ .oder Rechtshandlung zu verlarigen, beste­
hen und ·der ,korflUpte Beamt.e die Vornahme 
einer vOimBetroffenendringend benötigten 
Amtshandlung innerhal\b ahsehbarer. Zeit von 
einer Geldz,uwendung an ihn abhängig macht, sei 
es, daß der Beamte dies den {späteren) Geschenk­
gelber ausdrücklich wissen läßt oder der Geschenk­
geber davon auf andere Weise erfährt. Soweit 
es sich um Geschenke an leitende Angestellte 
handelt, ist in .§ 305 A:bs. 2 StGB idF der vor­
stehenden Z 4 die Geschenkannahmeausdrücklich 
für straffrei enklärt, wenn sie' der übung des 
redlichen Geschäftsv·erkehrs entspricht. In solchen 
und verg1eichbaren Fällen würde eine Strafdro­
hung gegenden Geschenkgeber ungerechtfertigt 

sein. Diese Fäille schließt der Entwunf daher aus 
dem Anwendungsbereich -der neuen Bestimmung 
aus. 

Im Begutachtungsverfahrensind verschiedent­
lich Bedenken in der Richtung geäiUßer,t worden, 
daß der Begriff der nach den Umständen fehlen­
den "Vorwer~barkeit" zu wenig bestimmt sei. 
Dem ist entgegenzuhalten, daß das Gese1JZ eine 
ganz ähnliche Wendung Ibereits an einer anderen 
Stelle - § 91 Abs. 2 - enthält und daß auch 
sonst sachgerechte strafrechtliche Regelungen mit­
unter nur unter ZuhiLfenahme von ,Begriffen ge­
troffen werden können, die ,ihrerseits wertaus­
füllungsbedürftig sind, wie et~~dem der "Vor­
wenfbat<keit" verwandten (vgl. §9 StJGB) Begriff 
der "Zumutbarkeit" (v.gI. .§§ 6, 94 und 95 StJGB). 
Wegen der Verschiedenarti.gkeit der möglichen 
Fälle mangelnder Vorwerfbarkeit kann auch im 
vor1liegenden Fall. weder eine nähere Begriffsbe­
stimmung noch die AUlfzähLung von Beispielen 
empfohlen werden. 

Zu Z 6 (§ 309 StG!3): 

§ 309 StJGB definiert den Begriff der ;,leitenden 
Angestellten", die Subj,ekt bzw. Objekt der in 
den §'§ 305, 307 und 308 StGB angeführten 
6trarf,baren HandLung-ensein können. Diese lei­
tenden Angestellten tragen ~war die Verantwor­
tung für Bestechung' und Korruption in ihrem 
Bereich, ,eslkann aJber sein, daß sie davon nichts 
wissen, weil sie sich ·auf ihre MitaI1beiter verlas­
sen. Sie sdbst ,können in, einem solchen· Fall 
mangds Vorsatzes strafrechtlich nicht ZU1,' Ver­
antwortung gezogen werden, ihre MitaI1beiter 
k.ommen aber vom Wor~laut des Gesetzes her 
als Täter nicht in Betracht. 

Der Entwurf schlägt daher vor, den leitenden 
Angestellten diejenigen ihrer Mitarbeiter g,leich­
z,ustellen, die in i!hrer Funktion die Geschäfts­
führung. durch die ErstelLung von Unterlagen, 
Vorschlägen oder auf gleichwertige Weise maß­
geibEch [beeinflussen können. Es kann 'sich einer­
seits um Angestellte in höherer Verwendung und 
andererseits 'um Personen handeln, denen auf 
Grund ihres Naheverhältnisses zu den maßgeb­
lichen Personen ein. faktischer Einfluß gegeben 

. ist. 

Zu Art. 11: 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen übe.r das 
Inikrarfttreten und die VoUziehung. 
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Gegenüberstellung 

der Bestimmungen des Strafgesetzbuches in der bisherigen Fassung in der vorgeschlagenen Neu-
fassung , 

Bis her i g e F 'a s s u n g: 

Fahrlässige Krida 

'§159. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zrwei Jah­
ren ist zu bestrafen, wer als Schuldner mehrer,er 
GI~uhiger 

1. fahrlässig seine Zr.lihl!UJngsunfähigkeit herbei­
,f,ü(hrt, insbesondere dadurch, daß er Ülber­
mäßigen Aufwand tre~bt, leichtsinnig oder 
un:verhältnismäßig Kredit benutzt oder ge~ 
wä\hrt, einen Bestandteil sein,es Vermögens 
ve!1s'chleudert oder ein gewagtes Geschäft 
albschEeßt, das nicht zum ordnungsgemäßen 
'Betrieb seine.s Geschä.ftes gehört oder mit 
seinen Vermögensverhältnissen in au.ffalnen~ 
,dem Widerspruch steht, oder' , 

2. ,in Kenntnis oder fa,hrlä~iger Unkenntnis 
s'einer Za;hlungsunfäihigkeit fahrlässig die Be­
f6edi,gnmg, setner GJäubiger oder wenigstens 
eines v.on ihnen v,ereiteJt oder schmälert, 
insbesondere dadurch" daß, er eine neue 
Schuld eingeht, eine Schuld zahlt, ein Pfand 
bestellt oder die Geschä.ftiSlarufsicht, das Aus­
gleichsvrenfahren oder die Eröffnung des 
Konkurses nicht rechtzeitig beantragt. 

(2) Hat der Täter ,auch seine Geschäftsbüch,er 
verfälscht, beiseite geschafft oder vernichtet, so 
ist er mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen. 

Hehlerei 
§ 164. (1) Mit Frdhe.itsstra;fe his zu sechs Mo­

naten .oder mit Geldstraf,e b1szu 360 Ta,gessätzen 
ist zu bestratfen, wer, 

1. den Täter einer mit Stra.fe bedmhnen Hand­
Jung gegen fremdes Vermögen nach der 
Tat dabei unterstützt, eine Sache, die dieser 

Vorgeschlag,ene Neufassung: 

Fahrlässige Krida 

§'159. (1) Unverändert. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer als Schuld., 
ner mehrerer Gläubiger v.orsätzlich oder aus 
schwerem Verschulden fahrlässirg, insbesondere 
durch die in Albs. 1 Z 1 bezeichneten Hand­
lungen,'seine Za.hlungsfähigkeit deraI'lt beeinträch­
ti:gt, daß Zahlungsunfäihigkeit lediglich dank be­
sonderer Zuwenoongen nicht etntrrtt, die von 
einer oder mehreren Gebietskörperschaften 'er­
bracht oder ,veranhßt werden .oder die auf Grund 
von Zusagen einer oder mehrerer Gebietskör­
perschaftenv.on :mderer Seite geleisrtet,werden. 

(3) Hat ,der Täter auch seine Geschäfl\:sbücher 
verfälscht, beiseite geschafft oder vernichtet oder 
hat er durch die Tat einen. 50 MiH. S über­
steigenden Schiden herbeigeführt, so ist der Tä­
ter mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jalhren zu be­
str,a;fen. Ebenso i:st der Täter zu bestra,fen, wenn 
er ~m FaIl des Abs. 2 seine Za.hlungsfähigkeit 
derart beeinträch·tligt hat, daß er dadurch ohne 
die besonderen Zuwendungen einen Schaden von 
mehr als 50 Mill. S her>beigeführt 'hätte. 

Hehlerei 

§ 164. (1) Unvrerändert. 
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12 724 der Beilagen 

Bisherige Fassun1g: 

durch sie erlangt hat, zu veClheim!lichen oder 
,zu vel'handeln; 

2. eine Sache, die ein, ,anderer durch eine mit 
Str,afe bedrohte Handlung geg,en fremdes 
Vermögen erlangt hat, kauft, ZJum pfand 
nimmt oder sonst 'aJIl sich bringt, verheim­
licht oder verhandelt; . 

3. mit dem VOl1satz, sich oder einen Dritten 
unrechtmäßig Z'U bereichern, wissentlich den 
Erlös einer Sache, die ein ·anderer durch eine 
mit Stufe bedrohte Handlung gegen frem­
des Vermögen erlangt hat, oder eine Sache 
an sich hringt, die ,aus dem Erlös einer sol­
<:hen Sache angeschafft oder für eine solche 
Sache eingetauscht worden ist. 

(2) Wer ebne Sache, del1en Wert 5000 Süber­
steigt, oder ,ernen diesen Betrag übersteigenden 
Edös (Albs. 1 Z 3) venhehlt, ist mit Freiheits­
strafe bis ,zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(3) Wer ,e.i;ne Sache, der:,en Wert 100000 S über­
steigt, oder einen diesen Betrag Üibers·telgenden 
Edös (.&bs. 1 Z 3) VIerhehlt und wer die Hehlerei 
gewerbsmäßig betreibt, i,st mit Freiheitsstrafe 
VIOn sechs Monaten bis zu ,fünf Jahren zu be­
stufen. Ebenso ,ist der Hehler zu bestrafen, wenn 
die mit Str:alte bedl10hte Handlung gegen fr,em­
des Vermögen, ws der die Same stammt, aus 
einem andel1en Grwnd arls wegen gewerbsmäßiger 
Beg,elhung mit einer Fl1eiheitsstl"'afe <bedroht ist, 
die fünf Jahre erreicht .oder übersteigt, und dem 
Hehler die Umstände bekannt sind, die diese 
Strafdrohung begründen. 

Vorgeschlagene Neufassung: 

(2) Ebenso' wird bestralt, 

1. wer eine der im Abs. 1 Z 1 und 2 mit 
iSt,rafe bedrolhten Handlungen in bezu,gauf 
ein Gut begeht, das ein' anderer durch ,ein 
Verhrechen, das sich nicht als eine mit. Strafe 

. bedrohte Handlung gegen fremdes Vermö­
. gen dal1stellt, eider durch eine ,in den §§.302 a 
his 311 mit Stl1afe bedrohte Handlung er­
langt hat, oder . 

2. wer mit dem VOI'sa1tz, sich oder einen. Drit­
ten unrechlJmäßigzu bereichem, eine der im 
Abs. 1 Z 1 oder 2 mit Strafe bedrohten 
Handlungen wissentlich in heZJug auf ein 
Gut hegeht, das ein anderer für die Bege­
hung eines V l!rbrechens oder einer in den 
§§ 302 abis 311 mit Stra,fe bedrohten Hand­
lung ,empfangen hat. 

(3) Unverändert. 

(4) Unverändert. 

(5) Die Strafe für die nach Abs. 2 oder nam 
Albs. 2 in V:erbind'llng mit Albs. 3 oder 4 mit 
Str,afe bedrohte Tat darf illach Art und Maß nicht 
strenger sein, als sie das Gesetz für die Tat des­

. jenigen androht, der das Gut durch eine mit 
Sti-a,fe bedr.ohte Hand1ung oder für eine solche 
Handlung er,rangt ,hat. 
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'B i s her i ge Fa s s u n tg: 

Geschenkannahme leitender Angestellter eines 
Unternehmens 

§ 305. (1) Wer für die Vornahme oder Unter­
lassung einer Rechtshandlung, die er a1s leitender 
Angestellter eines Unternehmens· vornehmen 
kann; von einem anderen einen Verimögensvor­
teiJI für sich oder einen Dritten fordert, annimmt' 
oder sich v,ersprech,en läßt, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr, list jedoch sein Vorsatz auf 
eine pflichtwidr>i;ge Vornahme oder Unterlassurug 
der Rtechtshandlung gerichtet, mit frdheitsstrafe 
bis ZIU drei Jtxhren 7JU bestrafen. 

(2) Wer lediglich einen geringfü.gigen Vermö­
gensvorteil fordert, annimmt oder sich verspre­
chen läßt, ~st nach Abs. 1 nicht zu bestrafen, es 
sei denn; daß die 'Iia:t igewerbsmäßig begangen 
wird. ' . 

(3) E1:1fiolgt die Vürnahme oder Unterlassung 
der Rechtshandlung pflichtgemäß und entspricht 
das Fordern, Annahmen oder Sichverspremen­
lassen der Üibung des redlichen Ges~äftsverkehrs~ 
sü ist der Täter Inach Albs. 1 nicht zu bestrafen. 

(4) Als Unternehmen im Sinn des Ahs. 1 gilt 
jedes Unternehmen, das eine üder mehrere Ge­
bietskörperschaften selbst betr>e~ben oder an dem 
eine oder mehrene· Gebietskörperschaften unmit­
te~bar oder mittelbar zu mehr als der HäiLfte be­
teiHgt ,sind. 

Verleitung zu Pflichtwidrigkeiten 

§ 307. Wer 

1. einem Bea;rnten, damit er pflichtwidrig ein 
Amtsgeschäft Vlornehmeüder unterlasse, oder 

2. einem leitenden Angestellten eines Unter­
nehmens (§ 305. A'bs; 4),· damit er eine 
Rechtshandlung, die er in dieser Eigenschtaft 
vornehmenkamn, pf1.ichtwidrig vornehme 
oder unterlasse, 

für ilhn oder einen Dritten einen Vermögensvor­
teil anJbietet, verspricht oder gtewährt, ist mit 
Freiheitsstnfe bisZ'u, eil1!em J a:hr zu bestrafen. 

Vorgeschlaglene Neufassung: 

Geschenkannahme . leitender Angestellter eines 
Unternehmens 

§ 305. (1) Unverändert. 

(2) Erfolgt die Vomahme üder Unterlassung 
der Rechtshandlung pflichtJgemäß, ,so ist der Tä­
,ter nach Albs. 1 nicht zu bestraten, wenn er ent­
weder lediglich einen geringJügigen Vermögens­
vorteil fordert, annimmt oder sich versprechen 
läßt und nicht gewlerbsmäßig handelt üder wenn 
das Ford,ern, Annehmen oder SichversprechenLas­
sen ,d'er übung des redlichen Geschäftsverkehrs 
entspricht. 

(3) Als Unternehmen im Sinn des Albs. 1 ,gilt 
jedes Unternehmen,da,s eine toder mehrer,e Ge­
biet1skörperschaften tselbst betreiben oder an dem 
eine oder mehrere Gebietskörperschaften un­
mittelbar üder mitnelbar mit mindestens 50 vH 
des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt 
sind oder dessen Gebarung sonst ,der überprü­
fung ,durch den R,echl1lUiligshof unterliegt. 

Geschenke an Beamte und leitende Angestellte 

§ 307. (1) Unverändert. 

(2) Mit Freiheitsstr,afe bis :DU sechs Monaten 
oder mit GeLdstrafe bis zu 360 Tagessätzen ist 
zu bestraften, wer ,einem Beamten oder 'einem 
leitenden A:ngestellten eines Unternehmens (§ 305 
Albs. 3) für die pflichtgemäße Vornahme -oder 
UnterlaSisung eines Amtsgeschäftes oder einer 
RechtshandLung für ,~hn oder einen Dritten einen 
nicht bloß geringfügige.n VermögensvorteiI an­
bietet, ve11Spricht oder gewährt, es sei denn, daß 
ihm daraus, daß er diesen Vermögensvortei.l an­
geboten, ver,sprüchen oder gtewäJhrt hat, nach den 
Umständen kein Vorrwurf gemacht werden kann. 
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Bisherige Fassunlg: 

Leitende Angestellte 

§ 309. Unter leitenden Angestellten im Sinn 
der §§ 305, 307 und 308 sind leitende Angestellte 
eines Unternehmens, auf dessen Geschäftsführung 
·ihnen ein maßgelblichier EinHuß zuste!ht, zu ver­
stehen. Ihnen stehen Geschäftsführer, Mitglieder 
des Vorstands oder Auf~ichtsrats und Prokuristen 
gleich. 

V Q r g e s c h lag ie ne . Ne·u.f asoS u n g: 

Leitende Angestellte 

§ 309. Unter leitenden Angestellten im Sinn 
der §,§ 305, 307 und 308 sind leitende Angestellte 
eines UnternehmeIlls, aufcLessen Geschäf.tsführung 
ihnen ein maßgeblicher Einfluß 2)t\steht, zu ver­
stehen. Ihnen stehen Ges,chäftsf,ührer, Mitlglieder 
des Vorstands oder Aufsichtsrats und Prokuristen 
sowie Pel1S0nen gleich, die in ihrer Ei~nschaft 
als Mitat<beiter der Vo.ngenanntlen die Geschäfts­
führung durch diJe .ErsteHung von Unterlagen, 

• Vorschlägen oder <lIuf gleichwertige Weise maß­
geblich beeinHussen. 
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